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1995/1997 (2. Jahrgang – Lehrgangsjahr 1996/1997)

6. Aufgabe (Aufsichtsarbeit): „Varia (Europa, Rente, Ladenschluss)“
I. Europarecht

1. Bayern – ein Staat

Art. 1 Abs. 1 BV

Bayern ist ein Freistaat.

	Staatsgebiet
	Staatsvolk
	Staatsgewalt

	Art. 9 BV
	Art. 6 - 8 BV
	Art. 2, 4, 5 BV


2. Mitentscheidung Bayerns

Art. 50 GG

Durch den Bundesrat wirken die Länder bei der Gesetzgebung und Verwaltung des Bundes und in Angelegenheiten der Europäischen Union mit.

3. EU – kein Staat

Die EU ist mangels territorialer Souveränität und Personalhoheit über die Bürger in den Mitgliedstaaten kein Staat im völkerrechtlichen Sinn, sondern ein internationaler Staatenverbund auf der Grundlage eines freiwilligen Zusammenschlusses der Mitgliedsstaaten.

4. Das Europäische Parlament (und die anderen Organe)

	Europäischer Rat
	Europäisches Parlament
	Rat
	EG-Kommission

	Vorsitz-führender Mitgliedstaat
	Straßburg
	Brüssel

	Hauptorgan der EU
	Mitwirkungsrechte („Demokratiedefizit“), v.a. Beratung und Kontrolle (Misstrauensantrag gg. Kommission)
	Rechtsetzung

(nach Initiative der Kommission, ggf. nach Aufforderung durch den Rat), Aufnahme neuer Mitglieder
	Rechtsetzungs-Initiativrecht

(„Motor der Integration“), Beteiligungs- und Antragsrechte („Hüterin der Verträge“)

	Staats- und

Regierungschefs der Mitgliedstaaten,

Präsident der Kommission
	626 Abgeordnete (als Vertreter

der Völker

der Mitgliedstaaten gewählt)
	87 (weisungsgebundene) Minister als Vertreter ihres Mitgliedstaats
	20 (weisungsfreie) Mitglieder

(ernannt vom Rat, mit Zustimmung des Parlaments)


	Gerichtshof
	Rechnungshof

	Luxemburg

	Jurisdiktion,

Wahrung des Gemeinschaftsrechts
	unabhängige Rechnungsprüfung über alle Einnahmen und Ausgaben der EG

	15 Richter, 9 Generalanwälte
	15 Mitglieder (ernannt durch den Rat)


5. 15 + 10 Mitgliedstaaten

	EGKS/

EAG/EWG
	1973
	1981
	1986
	1995
	2004

	Deutschland

Frankreich

Italien

Belgien

Niederlande

Luxemburg
	Dänemark

Groß-britannien

Irland
	Griechenland
	Spanien

Portugal
	Schweden

Finnland

Österreich


	Malta

Zypern

Slowenien

Ungarn

Slowakei

Tschechien

Polen

Litauen

Lettland

Estland


II. Staatsorganisationsrecht

1. Rentenrecht

1.1 Grundprinzip (Grundentscheidung des GG)

Angesprochen ist das Sozialstaatsprinzip (lies: Art. 20 Abs. 1, 28 Abs. 1, 79 Abs. 3 GG). Die rechtliche Ausgestaltung des Sozialstaates bleibt dem Gesetzgeber überlassen. Ein wesentlicher Bestandteil des Sozialstaates ist die soziale Alterssicherung, die im Rentenrecht verankert ist („Generationenvertrag“).

1.2 Gesetzentwurf durch Bundespräsident

Nach Art. 76 Abs. 1 GG steht dem Bundespräsidenten das Recht der Gesetzesinitiative nicht zu (vgl. Abschnitt 2, Kapitel 1, A.II.).

1.3 Gesetzbeschluss durch Bayerischen Landtag

· Ausgangspunkt: Kompetenzvermutung zugunsten der Länder, Art. 30, 70 Abs. 1 GG

· Hier: Konkurrierende Gesetzgebung, Art. 74 Abs. 1 Nr. 12 GG (Sozialversicherung)

· Gesetzgebungsbefugnis für Länder nur, solange und soweit der Bund von seiner Kompetenz nicht Gebrauch gemacht hat

· Bayerisches Recht kann hier also allenfalls Lücken schließen

1.4 Herbeiführung eines Bundesgesetzes durch Freistaat Bayern

Auch der Freistaat Bayern hat nach Art. 76 Abs. 1 GG kein Recht zur Gesetzesinitiative (vgl. Abschnitt 2, Kapitel 1, A.II.). Dieses besitzt allerdings der Bundesrat (Art. 50 GG, s.o. I.2.). Die Bayerische Staatsregierung (Art. 43, 54 BV) könnte daher zusammen mit anderen Ländern (Art. 51 Abs. 1, 52 Abs. 3 Satz 1, 76 Abs. 1 und 3 GG) eine Gesetzesinitiative des Bundesrats herbeiführen, die im Verfahren nach Art. 77 ff. GG mit einem Gesetz zur Änderung des Rentenrechts enden könnte.

2. Ladenschluss

2.1 Koalition

Koalition = Zusammenschluss von mindestens zwei im Bundestag vertretenen Parteien (Fraktionen) zum Erreichen der parlamentarischen Mehrheit zum Zwecke der Regierungsbildung (vgl. Art. 63 Abs. 2 bis 4 GG).

2.2 Länder-Blockade

Bei Gesetzen, die nicht der Zustimmung des Bundesrats bedürfen, ist – wenn der Bundesrat das vom Bundestag beschlossene Gesetz ablehnt – zunächst das Vermittlungsverfahren durchzuführen (Art. 77 Abs. 2 GG).

Kommt dort keine Einigung zustand, kann der Bundesrat gegen das Gesetz Einspruch einlegen (Art. 77 Abs. 3 GG).

Ist der Einspruch vom Bundesrat mit absoluter Mehrheit (d.h. mindestens 35 von insgesamt 69 Stimmen; Art. 52 Abs. 3 Satz 1, 51 Abs. 2 GG) beschlossen worden, so kann er vom Bundestag (ebenfalls) mit absoluter Mehrheit (Art. 121 GG, „Kanzlermehrheit“) zurückgewiesen werden, Art. 77 Abs. 4 Satz 1 GG.

Hat der Bundesrat den Einspruch mit einer Mehrheit von mindestens zwei Dritteln seiner Stimmen (d.h. mindestens 46 Stimmen) beschlossen, so kann der Einspruch vom Bundestag nur mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der Abstimmenden zurückgewiesen werden; diese Zahl muss (wiederum) mindestens der absoluten Mehrheit entsprechen, d.h. der Mehrheit der Mitglieder des Bundestags (Art. 121 GG), Art. 77 Abs. 4 Satz 2 GG.

2.3 Scheitern eines nicht zustimmungsbedürftigen Gesetzes

Ja – wenn im Bundestag die erforderlichen Mehrheiten für die Zurückweisung des Einspruchs des Bundesrats nicht zustande kommen, Art. 78 GG.

2.4 Berufsfreiheit und Ladenschluss

Art. 12 Abs. 1 Satz 1 GG garantiert die Berufsfreiheit als einheitliches Grundrechts. Nach dem Wortlaut des Art. 12 Abs. 1 Satz 2 GG steht zwar nur die Berufsausübung unter einem Regelungsvorbehalt, nicht jedoch die Berufswahl. Berufswahl und Berufsausübung stehen jedoch zueinander in engem Zusammenhang; das Bundesverfassungsgericht ist deshalb im sog. Apothekenurteil von einem einheitlichen Grundrecht der Berufsfreiheit ausgegangen und beurteilt die verfassungsrechtliche Zulässigkeit von Beschränkungen dieser Berufsfreiheit nach der sog. Drei-Stufen-Theorie.

Gesetzliche Regelungen über den Ladenschluss gehören danach als Beschränkung der Berufsausübung zur Stufe 1 und sind aus vernünftigen Erwägungen des Gemeinwohls zulässig, wenn sie auch (sonst) verhältnismäßig sind. Der Gesetzgeber hat hier einen relativ weiten Regelungsspielraum, die gesetzliche Neuregelung der Ladenschlusszeiten ist somit im Hinblick auf Art. 12 Abs. 1 GG verfassungsrechtlich zulässig.

	
	
	Objektive Zulassungsschranken (ob)
Nur zur Abwehr (nachweisbarer oder höchstwahrscheinlicher) schwerer Gefahren für ein überragend wichtiges Gemeinschaftsgut

	
	Subjektive Zulassungsvoraussetzungen (wer)
Nur zum Schutz wichtiger Gemeinschaftsgüter
	

	
	
	

	Berufsausübungs-regelung (wie)
Zweckmäßigkeit nach vernünftigen Erwägungen des Allgemeinwohls
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